
 
 
Rundschreiben 
 

 
 
 
Sonnemann & Partner 
Steuerberater 
Wirtschaftsprüfer  

  
Frankenallee 16 
65779 Kelkheim 
Tel.: 06195 / 9922-0 
Fax: 06195 / 9922-22 
www.sonnemann.org 

 
 

Stand: Juni 2022 

 
Informationen aus dem Steuerrecht für alle Steuerpflichtigen 

 
Nr. 7 - Juli 2022 

 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
 
1. Juni 2022 – Der nächste steuerliche Wonnemonat 
2. Steuerfreie Zuschläge für Sonn-, Feiertage und Nachtzeit 
3. Steuerermäßigung für zusammengeballte Überstundenvergütungen 
4. Anwendung der 1-%-Regelung bei hochpreisigen Pkw 
5. Übertragung des Kinderfreibetrags bei nichtehelicher Lebensgemeinschaft 

der Eltern 
6. Erbschaftsteuerbefreiung für ein Familienheim – die Ahr und das Hochwasser 

– mal ganz praktisch 
 
 
Kurz notiert 

· Berücksichtigung des Kindererziehungsaufwands in der Pflegeversicherung 
 
 
· Fälligkeitstermine 
· Basiszinssatz / Verzugszinssatz 
· Verbraucherpreisindizes 

 



Stand: Juni 2022  2 

 
1. Juni 2022 – Der nächste steuerliche 

Wonnemonat  
 
Durch die Corona-Pandemie und den Krieg in 
der Ukraine sind die Energiepreise und Le-
benshaltungskosten weiterhin auf einem ho-
hen Niveau. Die Bundesregierung hat bereits 
einige Maßnahmen zur Entlastung der Bürger 
beschlossen. Diese Maßnahmen sollen schnell 
spürbare Effekte erzielen, sowohl bei Unter-
nehmen als auch im privaten Bereich. Bereits 
in den Vormonaten – wir haben im letzten 
Rundschreiben über den steuerlichen Won-
nemonat Mai berichtet - wurden mehrere Maß-
nahmenpakete durch die Politik beschlossen. 
 
Nun im Juni folgt das vor wenigen Tagen ver-
kündete Vierte Corona-Steuerhilfegesetz: 
 
· Unternehmen haben die Möglichkeit einer 

erweiterten Verlustrechnung bis Ende 
2023. Von Beginn dieses Jahres an kann 
ein Verlust von bis zu 10 Mio. Euro oder 
20 Mio. Euro bei zusammenveranlagten 
Steuerpflichtigen zurückgetragen werden. 
Zudem ist der Verlustrücktragszeitraum ab 
2022 dauerhaft auf zwei Jahre ausgeweitet 
worden. Nachteilig ist allerdings, dass man 
künftig die Höhe des Verlustrücktrages 
nicht mehr selbst bestimmen kann. Dieses 
Instrument wurde steuerberaterisch gerne 
genutzt, um den Rücktrag auf die Top-
Progression zu beschränken und nicht Ver-
luste im steuerlichen Existenzminimum des 
Vorjahres wegschmelzen zu lassen. 

 
· Für die Möglichkeit einer schnellen Refi-

nanzierung wird die Abschreibungsdauer 
der degressiven AfA um ein Jahr verlän-
gert. Dies gilt für bewegliche Wirtschaftsgü-
ter des Anlagevermögens, welche in 2022 
angeschafft oder hergestellt werden. 

 
· Des Weiteren bleibt die bisherige Regelung 

zur Homeoffice-Pauschale bis Ende die-
sen Jahres unverändert erhalten. 

 
· Rückwirkend können Zuschüsse zum 

Kurzarbeitergeld bis Ende Juni 2022 steu-
erfrei bleiben. 

 
· Durch die immer noch hohe Belastung der 

Arbeitnehmer in bestimmten Einrichtungen, 
wie z.B. Krankenhäusern, ambulanten Pfle-
gedienste sowie alten- und Pflegeheimen 
sollen Corona-Pflegeboni bis zu einem 
Betrag von 4.500 € steuerfrei bleiben. Es 
kommt dabei nicht darauf an, dass die Zah-
lung des Bonus aufgrund bundes- oder lan-
desrechtlicher Regelungen erfolgt, sondern 
auch freiwillige Leistungen des Arbeitge-
bers sind nun bis zur Höchstgrenze steuer-
frei. Die Zahlungen müssen zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet 
werden, eine Gehaltsumwandlung ist somit 
nicht begünstigt. Der Pflegebonus gilt nach 
der verabschiedeten, erweiterten Gesetzes-
fassung auch für Zahlungen an Beschäftig-
te in bestimmten Vorsorge- und Rehabilita-
tionseinrichtungen sowie praktisch sehr be-
deutsam für Mitarbeiter in Arzt-/Zahnarzt-
praxen sowie bei Rettungsdiensten. 

 
· Für die Betriebsprüfungspraxis bedeutsam 

ist auch, dass auf Initiative des Bundesrates 
spät in das Gesetz noch eine Regelung 
aufgenommen wurde, nach der die bisheri-
ge Abzinsung unverzinslicher Darlehen ab-
geschafft wurde. Manche Steuerpflichtige 
haben hier in der Vergangenheit die leidvol-
le Erfahrung machen müssen, dass die gut 
gemeinte Nichtverzinsung eines an die ei-
gene GmbH gegebenen Gesellschafterdar-
lehens von der Betriebsprüfung zum Anlass 
genommen wurde, die Verbindlichkeit „ab-
zuwerten“ und den Abwertungsertrag der 
Besteuerung zu unterwerfen. Diese „Spiel-
chen“ sind nun Geschichte. Bei Rückstel-
lungen gilt allerdings weiterhin ein Abzin-
sungsgebot. 

 
· Sehr bedeutsam für die Praxis ist weiterhin, 

dass die Fristen zur Abgabe von Steuerer-
klärungen über das Jahr 2020 hinaus ver-
längert wurde. Für beratene Steuerpflich-
tige – unsere Mandanten – gelten folgende 
Fristen: 

 
o Veranlagungszeitraum 2021

 31.08.2023 
o Veranlagungszeitraum 2022

 31.07.2024 
o Veranlagungszeitraum 2023

 31.05.2025 
o Veranlagungszeitraum 2024

 31.04.2026 
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o Veranlagungszeitraum 2025

 28.02.2027 
Aber bitte, bitte: Kommen Sie nicht mit 
Ihrer Erklärung 2021 Im August 2023 – 
mitten in die Urlaubssaison – mit dem 
freundlichen Hinweis: „Ihr habt doch 
noch drei Wochen Zeit, wo ist das Prob-
lem.“ 
 

· Auch für nicht beratene Steuerpflichtige 
(also zum Beispiel unsere ehemaligen 
Mandanten, die im August 2023 mit dem 
freundlichen Hinweis siehe oben….hhmm) 
gelten verlängerte Fristen: 

 
o Veranlagungszeitraum 2021

 31.10.2022 
o Veranlagungszeitraum 2022

 30.09.2023 
o Veranlagungszeitraum 2023

 31.08.2024 
o Veranlagungszeitraum 2024

 31.07.2025 
 

 
 
2. Steuerfreie Zuschläge für Sonn-, Feier-

tage und Nachtzeit 
 
Während vermutlich die Mehrheit der Arbeit-
nehmer gerne unter der Woche zu den „Stan-
dard-Arbeitszeiten“ arbeitet, gibt es auch viele 
Berufstätige, die Zeiten am Wochenende oder 
in der Nacht bevorzugen. Grund dafür könnten 
auch die hiermit einhergehenden steuerfreien 
Zuschläge sein. Zum Anspruch auf diese Zah-
lungen hat nun der Bundesfinanzhof (BFH) mit 
Urteil vom 16.12.2021 eine Entscheidung ge-
troffen.  
 
Gegenstand dieses Urteils war die Frage, ob 
Hin- und Rückfahrten zu Auswärtsspielen bei 
Profisportlern und deren Betreuern als steuer-
freie Zuschläge bezahlt werden können. Die 
Sportler erhalten neben ihrem Grundgehalt 
weitere Zuschläge für geleistete Arbeit an 
Sonn- und Feiertagen sowie in der Nacht. Eine 
Außenprüfung des Finanzamts stellte jedoch 
fest, dass den Sportlern diese Zuschläge nicht 
zustehen, da sie nicht mit Mehraufwand ver-
bunden sind. Es handelt sich lediglich um Zeit-
aufwand im Mannschaftsbus. Das Finanzamt 
forderte Lohnsteuer nach. 

 
Der Sachverhalt landete vor dem BFH, der den 
Sportlern bzw. den Betreuern die Steuerfreiheit 
der Zuschläge bestätigte. Sie sind steuerfrei, 
soweit sie ausschließlich auf die notwendigen 
Reisezeiten im Zusammenhang mit den Hin- 
und Rückfahrten bei Auswärtsspielen entfallen. 
Das setzt aber auch voraus, dass der Spieler 
die Wege auch tatsächlich bestreitet. Voraus-
setzung für die Steuerbefreiung ist des Weite-
ren, dass die Zuschläge neben dem Grundlohn 
geleistet werden und nicht Teil einer einheitli-
chen Entlohnung für die gesamte, auch an 
Sonn- und Feiertagen oder nachts geleistete 
Tätigkeit sind. Dafür muss in dem Arbeitsver-
trag zwischen der Grundvergütung und den 
Erschwerniszuschlägen unterschieden und ein 
Bezug zwischen der zu leistenden Sonntags-, 
Feiertags- oder Nachtarbeit und der Lohnhöhe 
hergestellt werden. Zuschläge können daher 
nur steuerfrei geleistet werden, wenn und so-
weit der Arbeitnehmer auch Anspruch auf ei-
nen Grundlohn hat. Darüber hinaus muss die 
Zahlung des Zuschlags zweckbestimmt erfol-
gen. 
 
Keine Voraussetzung ist allerdings, dass der 
Arbeitnehmer für die Zuschläge einen beson-
deren Mehraufwand im Vergleich zu seinen 
normalen Arbeitszeiten haben muss. 
 
 
3. Steuerermäßigung für zusammenge-

ballte Überstundenvergütungen 
 
Überstunden werden in den meisten Unter-
nehmen – je nach Arbeitsvertrag – durch Geld- 
oder Zeitausgleich bezahlt. Dabei kann es 
vorkommen, dass die ausgezahlte Vergütung 
für einen längeren Zeitraum zusammengeballt 
zu einem Zeitpunkt gezahlt wird. Die Einkom-
mensteuer steigt progressiv und kann durch 
die Einmalzahlung der Überstundenvergütung 
eine deutliche Mehrbelastung des Steuerpflich-
tigen bedeuten. Über einen solchen Fall hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) nunmehr mit Urteil 
vom 2.12.2021 entschieden. 
 
Ursache des Urteils war ein Arbeitnehmer, der 
über mehrere Jahre Überstunden ansammelte 
und die Vergütung für diesen Zeitraum an-
schließend in einer Summe erhielt. Dadurch 
stieg die zu zahlende Einkommensteuer für 
den Veranlagungszeitraum der Auszahlung 
stark an. 
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Der Arbeitnehmer beantragte daraufhin die 
Anwendung eines ermäßigten Steuersatzes. 
Diesem Antrag kam das Finanzamt jedoch 
nicht nach. 
 
Der BFH sah dies jedoch anders. Nach seiner 
Auffassung ist die Tarifermäßigung nicht nur 
auf Nachzahlungen von Festlohnbestandteilen 
anzuwenden, sondern auch auf variable Lohn-
bestandteile, wie z. B. Überstundenvergütun-
gen. In beiden Fällen kommt es darauf an, ob 
die Nachzahlung für eine Tätigkeit geleistet 
wurde, die über einen Zeitraum von über 12 
Monaten und mehrere Veranlagungszeiträume 
lief. Nur dann kann die Steuerermäßigung an-
gewendet werden. Ausschlaggebend sei auch, 
dass der Gesetzgeber grundsätzlich von einer 
Mehrbelastung durch einmalige Zahlungen 
absehen und durch Anwendung des ermäßig-
ten Steuersatzes die höhere Versteuerung, die 
sich durch die Zusammenballung der Einkünfte 
ergibt, mindern möchte. 
 
 
4. Anwendung der 1-%-Regelung bei 

hochpreisigen Pkw 
 
Im Betriebsvermögen gehaltene Pkw und de-
ren steuerliche Behandlung führen immer wie-
der zu Auseinandersetzungen mit dem Fiskus. 
Liegt kein Fahrtenbuch für diesen Pkw vor 
oder ist dieses fehlerhaft, legt das Finanzamt 
die 1-%-Regelung zugrunde. 
 
In einem vor dem Finanzgericht München (FG) 
ausgefochtenen Fall hielt ein Unternehmer in 
seinem Privatvermögen zwei hochpreisige Pkw 
und in seinem Betriebsvermögen zwei geleas-
te Pkw, ebenfalls aus dem höheren Preisseg-
ment. Bei einer Betriebsprüfung legte der Un-
ternehmer die Fahrtenbücher für die Unter-
nehmensfahrzeuge vor. Die Angaben daraus 
waren jedoch nicht leserlich, so dass das Fi-
nanzamt auf die 1-%-Regelung zurückgriff.  
 
Dagegen wehrte sich der Unternehmer vor 
dem FG. Den ersten Anschein für eine Privat-
nutzung der betrieblichen Pkw konnte er damit 
entkräften, dass er im Privatvermögen noch 
gleichwertige Fahrzeuge habe und nicht auf 
die betrieblichen Pkw für Privatfahrten ange-
wiesen sei. Trotzdem gab das FG dem Fi-
nanzamt Recht.  

 
Die bloße Behauptung, dass die betrieblichen 
Fahrzeuge nicht auch privat genutzt werden, 
reicht nicht aus. Hierzu sind fundierte Nach-
weise erforderlich. Nach der allgemeinen Le-
benserfahrung muss davon ausgegangen 
werden, dass ein betrieblicher Pkw auch privat 
genutzt wird, sofern der Unternehmer die blo-
ße Möglichkeit dazu hat. Dafür ist es unerheb-
lich, ob im Privatvermögen andere Pkw existie-
ren und auch, ob diese in dasselbe Preisseg-
ment gehören.  
 
Anmerkung: Das anhängige Revisionsverfah-
ren liegt zur endgültigen Entscheidung vor 
dem Bundesfinanzhof (Az: VIII R 12/21). Das 
Urteil des FG ist noch nicht rechtskräftig.  
 
Hinweis für den Normalfall: Wichtig ist, dass 
der Rechtsgedanke auch für „Normal“-PKW 
von Bedeutung ist. Finanzrichter beschäftigen 
sich zwar viel lieber mit hochpreisigen Ferraris 
als mit günstigen Skodas, zumal eine entspre-
chende steuerliche Erziehung eines Hoch-
preisfahrer mehr professionelle Befriedigung 
verschafft. Allerdings ist das Thema der Mehr-
fach-PKWs im Betriebs- und Privatvermögen 
durchaus ein Dauerstreitthema in der Praxis. 
Zumal hier die Verwaltung mit BMF-Schreiben 
vom 15.11.2012 wieder gewisse Möglichkeiten 
geschaffen hat, einer Versteuerung mehrerer 
PKWs zu entgehen.  
 
Dort kann man großzügiger lesen: „Gehören 
gleichzeitig mehrere Kraftfahrzeuge zum Be-
triebsvermögen, so ist der pauschale Nut-
zungswert grundsätzlich für jedes Kraftfahr-
zeug anzusetzen, das vom Steuerpflichtigen 
oder zu seiner Privatsphäre gehörenden Per-
sonen für Privatfahrten genutzt wird. Kann der 
Steuerpflichtige dagegen glaubhaft machen, 
dass bestimmte betriebliche Kraftfahrzeuge 
ausschließlich betrieblich genutzt werden, weil 
sie für eine private Nutzung nicht geeignet sind 
(z. B. bei sog. Werkstattwagen oder diese aus-
schließlich eigenen Arbeitnehmern zur Nut-
zung überlassen werden, ist für diese Kraft-
fahrzeuge kein pauschaler Nutzungswert zu 
ermitteln. Dies gilt entsprechend für Kraftfahr-
zeuge, die nach der betrieblichen Nutzungs-
zuweisung nicht zur privaten Nutzung zur Ver-
fügung stehen.  
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Hierzu können z. B. Vorführwagen eines Kraft-
fahrzeughändlers, zur Vermietung bestimmte 
Kraftfahrzeuge oder Kraftfahrzeuge von Steu-
erpflichtigen, die ihre Tätigkeit nicht in einer 
festen örtlichen Einrichtung ausüben oder die 
ihre Leistungen nur durch den Einsatz eines 
Kraftfahrzeugs erbringen können, gehören. 
Gibt der Steuerpflichtige in derartigen Fällen in 
seiner Gewinnermittlung durch den Ansatz 
einer Nutzungsentnahme an, dass von ihm 
das Kraftfahrzeug mit dem höchsten Listen-
preis auch privat genutzt wird, ist diesen An-
gaben aus Vereinfachungsgründen zu folgen 
und für weitere Kraftfahrzeuge kein zusätzli-
cher pauschaler Nutzungswert anzusetzen.“  
 
Möglicherweise hat im Streitfall der Steuer-
pflichtige eine tendenziell schlampig-dreiste 
Fahrtenbuchführung versucht und damit die 
Richter verärgert. Hätte er vielleicht von vorn-
herein das teuerste Fahrzeug über die 1-%-
Regelung versteuert, wäre alles kein Problem 
gewesen. 
 
 
5. Übertragung des Kinderfreibetrags bei 

nichtehelicher Lebensgemeinschaft 
der Eltern 

 
Bei der Einkommensteuerberechnung wird für 
jedes Kind ein Kinderfreibetrag steuermin-
dernd angesetzt. Dieser kann auch von einem 
Elternteil auf den anderen Elternteil übertragen 
werden, sollten die Eltern getrennt leben und 
damit auch einzeln veranlagt werden. Nun lag 
dem Bundesfinanzhof (BFH) ein Fall vor, wel-
cher die Frage aufwarf, ob eine Übertragung 
auch bei Eltern in „nichtehelicher Lebensge-
meinschaft“ möglich sei. 
 
Die unverheirateten Eltern lebten zusammen 
mit ihren Kindern in einem Haushalt. Die Mut-
ter beantragte die Übernahme der Kinderfrei-
beträge des Vaters für ihre Einkommensteuer. 
Das Finanzamt gewährte ihr dies für eins der 
Kinder, da nur dieses bereits volljährig war. Für 
die übrigen Kinder lehnte das Finanzamt ihren 
Antrag ab. Dem schloss sich der BFH in seiner 
Entscheidung vom 15.12.2021 an. 
 
Eine Übertragung ist grundsätzlich möglich, 
wenn ein Elternteil seiner Unterhaltspflicht 
nicht oder nicht wesentlich nachkommt. Dann 
erfolgt eine Übertragung an den Unter-
haltszahlenden.  
 

 
Das ist der Grundfall, wenn die Eltern getrennt 
leben. Die Unterhaltspflicht ist aber nicht nur 
darauf abzustellen, ob und wie viel jeder 
Elternteil zum Haushaltseinkommen beiträgt. 
Dazu gehört auch immaterieller Unterhalt, wie 
z.B. Fürsorge oder Erziehung. Wendet man 
diese Regelungen auf den Fall an, steht fest, 
dass eine Übertragung nicht stattfinden kann. 
Der Vater kommt seiner Unterhaltspflicht 
wesentlich nach, da er mit den Kindern in 
einem Haushalt lebt und sich durch materiellen 
und immateriellen Unterhalt um diese 
kümmert. 
 
 
6. Erbschaftsteuerbefreiung für ein Fami-

lienheim – die Ahr und das Hochwas-
ser – mal ganz praktisch 

 
Mit Schreiben vom 9.2.2022 äußern sich die 
obersten Finanzbehörden der Länder zur 
Voraussetzung einer Steuerbefreiung bei 
zwingenden, an einer Selbstnutzung zu 
eigenen Wohnzwecken hindernden Gründen. 
 
Eine Erbschaftsteuerbefreiung für den Erwerb 
eines Familienheims fällt mit Wirkung für die 
Vergangenheit grundsätzlich weg, wenn der 
Erwerber das Familienheim innerhalb von 10 
Jahren nach dem Erwerb nicht mehr zu 
Wohnzwecken selbst nutzt, es sei denn, er ist 
aus zwingenden Gründen an einer Selbst-
nutzung zu eigenen Wohnzwecken gehindert. 
 
Das setzt voraus, dass objektiv zwingende 
Gründe dafür vorliegen. Ein objektiv 
zwingender Grund liegt z.B. vor, wenn ein 
Familienheim innerhalb des Zehnjahreszeit-
raums aufgrund höherer Gewalt (z.B. durch 
Hochwasser, Starkregen, Unwetter, Sturm, 
Brand, Explosion) zerstört und seine tatsäch-
liche Selbstnutzung dadurch beendet wird. In 
diesen Fällen entfällt die Steuerbefreiung nicht 
rückwirkend. 
 
Der Erwerber ist nicht zum Wiederaufbau des 
Familienheims verpflichtet, da eine weitere 
Selbstnutzung der ursprünglich vom Erblasser 
bis zum Erbfall zu eigenen Wohnzwecken 
genutzten Wohnung aufgrund der Zerstörung 
nicht mehr möglich ist. Die zehnjährige 
Selbstnutzungsfrist und die damit einher-
gehende Überwachung enden mit dem Zeit-
punkt der Zerstörung des ursprünglichen Fami-
lienheims. 
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Eine zeitweise Unbewohnbarkeit aufgrund 
höherer Gewalt, z.B. für den Zeitraum einer 
Sanierung oder aufgrund eines behördlich 
angeordneten Nutzungsverbots, kann zu einer 
tatsächlichen Unterbrechung der Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken führen.  

 
Dies ist unschädlich, wenn der Erwerber des 
Familienheims „unverzüglich“ nach der 
Wiederherstellung der Bewohnbarkeit des 
Familienheims die Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken wieder aufnimmt und bis zum 
Ablauf des Zehnjahreszeitraums ausübt. Es 
liegt dann keine Aufgabe der Selbstnutzung 
durch längeren Leerstand vor. 
 

 
 
  
 Fälligkeitstermine Fällig am 
Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli.-Zuschlag (mtl.) 11.7.2022 

Sozialversicherungsbeiträge  27.7.2022  
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
  
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

 
 
 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2022: Mai = 117,3; April = 116,2; März = 115,3; Februar = 112,5;  
Januar = 111,5 
2021: Dezember = 111,1; November = 110,5; Oktober = 110,7;  
September = 110,1; August = 110,1; Juli = 110,1; Juni = 109,1 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt 
kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung 
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